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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

In dieser Ausgabe der Aurora beschäfti-
gen wir uns viel mit der Arbeiter:innen-
klasse. Kann sie wirklich noch die Welt 
verändern, wie Marx es damals beschrie-
ben hat? Und was können Revolutio-
när:innen heute tun, um sich in der Ar-
beiter:innenklasse zu verankern? 

Apropos Arbeiter:innenklasse – diese 
wird gerade bei der Deutschen Bahn ak-
tiv. Doch die Gewerkschaften spielen ein 
Theater und dass es im Sommer zum 
Streik kommt, ist eher unwahrscheinlich. 
Auch die Lehrer:innen in Berlin kämpfen 
weiterhin für bessere Arbeitsbedingun-
gen – es bleibt spannend, ob die Gewerk-
schaft endlich zum unbefristeten Streik 
aufruft, nachdem der Senat seit Monaten 
Zugeständnisse verweigert. 

Und was wäre die Aurora ohne ein ge-
schichtliches Beispiel, welches zeigt, 
dass Streiks und die Arbeiter:innenklasse 
unabdingbar sind, um das System zu ver-
ändern – wie am 17. Juni 1953 in der DDR. 
An diesem Tag kam es zu Streiks und 
Massenprotesten in Ostdeutschland, 
welche das stalinistische System mit 
brutaler Gewalt unterdrückte. 

Am Beispiel des österreichischen Multi-
milliardärs René Benko können wir ler-
nen, wie man im kapitalistischen System 
trickreich reich wird. Gegen diese Art der 
Politik will der neue, linke SPÖ-Vorsitz-
ende Babler vorgehen, doch ob er nur 
redet oder auch Taten folgen lässt … 
könnt ihr hier nachlesen. 

In den vergangenen Tagen ist wieder ein 
Flüchtlingsboot mit mehr als 700 In-
sass:innen im Mittelmeer untergegan-
gen. Der Artikel über die „neue“ europäi-
sche Flüchtlingspolitik zeigt, wie solche 
Katastrophen mehr und mehr zum Nor-
malfall werden. Aber auch innerhalb Eu-
ropas wird gemordet, wie wir am jüngs-
ten Beispiel von Nahel aus Nanterre 
(Frankreich) sehen – sein Tod hat Tau-
sende von Menschen auf die Straße ge-
bracht, die das nicht weiter ertragen wol-
len. 

Wir beschäftigen uns auch mit der Re-
pression gegen Klimaaktivist:innen und 
der Frage: Wie kann man mit Wärme-
pumpen Klimaschutz verhindern? 
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Mit über 100 Millionen sind weltweit 
mehr Menschen auf der Flucht als je 
zuvor. Ursachen sind Kriege und Verfol-
gung, aber auch vom Klimawandel und 
Naturkatastrophen verschärftes wirt-
schaftliches Elend. Für all das tragen 
westliche Konzerne eine große Verant-
wortung. 

Outsourcing der Abschottung 

Schon lange ist bekannt, wie gefährlich 
die Fluchtrouten sind und dass illegale 
Pushbacks sowohl auf dem Mittelmehr 
als auch an Land stattfinden. Diese ille-
galen Zurückdrängungen von Schutzsu-
chenden finden an allen relevanten EU-
Außengrenzen statt und werden von der 
Polizei, bzw. Grenzpolizei der jeweiligen 
Länder durchgeführt, nicht selten ist 
auch die europäische Grenzschutzagen-
tur Frontex daran beteiligt. 

Nun ist ein überfülltes Boot nur 50 See-
meilen vor der griechischen Küste gesun-
ken. Vielen Berichten zufolge sank das 
Schiff während eines versuchten Push-
backs der griechischen Küstenwache. 
104 Personen überlebten, 81 wurden tot 
geborgen, alle anderen der insgesamt 

rund 750 Flüchtenden werden vermisst 
und nicht mehr gesucht. Auch unterlas-
sene Hilfeleistung und die extreme Kri-
minalisierung von NGOs, welche Seenot-
rettung betreiben oder andere wichtige, 
humanitäre Hilfe z. B. auf der Balkanrou-
te leisten, tragen immer wieder zum Tod 
Tausender Menschen bei. Allein bei der 
Flucht übers Mittelmeer starben seit 
2014 26.924 Menschen. 

Um die Flüchtenden daran zu hindern 
europäische Gewässer oder Festland zu 
erreichen, wo sie das Recht hätten einen 
Asylantrag zu stellen, gibt es schmutzige 
Deals zwischen EU-Ländern und autori-
tären Herrschenden in Transit- und Her-
kunftsländern. Beispielsweise hat sich 
Libyen durch den Berlusconi-Gaddafi-
Vertrag (2008) dazu verpflichtet, die eige-
nen Hoheitsgewässer zu überwachen 
und Flüchtlingsboote nach Afrika zu-
rückzubringen. Dafür trainiert Italien die 
libysche Küstenwache und liefert Aus-
rüstung. Dass Flüchtende auch in Libyen 
in Lager gesteckt, misshandelt und sogar 
getötet werden, interessierte die italieni-
sche und auch europäische Öffentlich-
keit kaum. 

Nun reiste am 11. Juni die deutsche In-
nenministerin Faeser nach Tunesien. 
Der Besuch zielt auf eine neue Partner-
schaft ähnlich der mit Libyen ab. 

Auch die Methode der sogenannten 
„sicheren Drittstaaten“ ist schon be-
kannt: Durch Abkommen wie den EU-
Türkei-Deal baut sich die EU einen 
„Schutzwall“ aus an die EU angrenzen-
den Staaten. In dem Deal von 2016 ver-
sprach die EU der Türkei Zahlungen in 
Milliardenhöhe, damit die Türkei die 
Grenzen zur EU abriegelt und Menschen, 
die durch die Türkei nach Griechenland 
geflohen sind, wieder zurücknimmt. Im 
Zuge dessen wurde die Türkei als siche-
rer Drittstaat deklariert. Z. B. können 
Asylanträge von Syrer:innen, die die Tür-
kei auf der Flucht durchquert haben, 
abgelehnt werden, da die Türkei für sie 
als sicher gilt. Ähnliche Deals gibt es 
auch mit Serbien und anderen Ländern 
auf der Balkanroute. 

Um die Verantwortung für die Aufnah-
me von Geflüchteten gibt es aber auch 
innerhalb der EU Zoff. Nach dem Dublin
-Abkommen gilt, dass das Asylverfahren 

ASYLPOLITIK  

Festung Europa: Die EU tötet 

D as „Gemeinsame Europäische Asylsystem“ wurde beim EU-Gipfel am 8. Juni reformiert. Im Namen 
der Menschenrechte und der Solidarität wurden haarsträubende Dinge beschlossen.  Hauptsäch-
lich stellt es sicher, dass so wenig Menschen wie möglich die reichen Länder im Zentrum Europas 

auf legalem Wege erreichen können. Damit sind die europäischen Regierungen direkt für die vielen Toten 
verantwortlich, wie zuletzt beim tragischen Bootsunglück vor Griechenland. 
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in dem Land gestellt werden muss, das 
zuerst betreten wurde. Das sind natür-
lich meistens die Länder an den EU-
Außengrenzen. 
Mit dem Dublin-System lagern die rei-
chen Länder im Zentrum Europas ihren 
Grenzschutz an die Länder im Süden 
und Osten aus, mit dem Argument, wer 
Flüchtlinge rein lässt, müsse sich auch 
um sie kümmern. 

Verschärfung der alten, unsolidari-
schen Abschottungspolitik 

Unter anderem wurde nun neu be-
schlossen, die Liste der „sicheren Her-
kunftsländer“ zu erweitern, Frontex 
aufzurüsten um die EU-Außengrenzen 
noch undurchlässiger zu machen, und 
es sollen Auffanglager an den Außen-
grenzen eingerichtet werden, in denen 
Menschen festgehalten werden dürfen 
und direkt wieder abgeschoben werden 
können. Dies gilt sogar für Minderjähri-
ge. Zusätzlich sollen neue Abkommen 
zur Aufhaltung und Zurücknahme von 
Flüchtenden mit den Herkunfts- und 
Transitländern geschlossen werden. 
Durch die Gesetzesreform werden 
schon seit Jahren ausgeübte, men-
schenunwürdige Praktiken legal und 
salonfähig gemacht. Dass Nancy Faeser 
den Abschluss einer „neuen, solidari-
schen Migrationspolitik“ feiert, ist eine 
Farce. Nichts könnte weniger men-
schenverachtend und verantwortungs-
los sein.  

Die EU-Länder lagern ihre Grenzen und 
deren Kontrolle an ihre Anrainerstaaten 
aus – sollten es doch Menschen 
schaffen, die europäische Grenze zu 
erreichen, werden sie auf brutalste Wei-
se abgewiesen. Wie soll jemand noch 
legal nach Europa gelangen, wenn alle 
angrenzenden Staaten als „sicher“ gel-
ten und eine bis an die Zähne bewaffne-
te Grenzschutzagentur darüber wacht, 
dass niemand einfach die Grenzen 
übertreten kann? 

Argumente wie, die Aufnahme von Ge-
flüchteten sei zu teuer, sind gerade in 
Ländern wie Deutschland lächerlich. 
Tatsächlich verhindert eine Reihe von 
Gesetzen eine gute Integration der Ge-
flüchteten indem ihnen Arbeitsmög-

lichkeiten und damit Teilhabe an der 
Gesellschaft verweigert werden. Für die 
Zeit des Asylverfahrens, in der die Per-
son verpflichtet ist in einer Aufnahme-
einrichtung zu leben, besteht ein Be-
schäftigungsverbot.  

Anschließend muss häufig über viele 
Wege eine Beschäftigungserlaubnis 
eingeholt werden. Währenddessen be-
kommen Geflüchtete Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

Wenn der Asylantrag genehmigt wurde, 
wird das Jobcenter für sie zuständig 
und sie erhalten Leistungen aus dem 
SGB II, also das, was bisher Hartz IV 
war.  

Das heißt, die meisten beginnen ihre 
Laufbahn in Deutschland mit Sozial-
leistungsbezug. In den Niedriglohnbe-
reichen ist es häufig nötig, zur Siche-
rung des Lebensunterhalts noch eine 
Aufstockung zu bekommen, die Men-
schen bleiben in diesem Fall also im 
Transferleistungsbezug.  

So erklärt sich, dass ca. 2 von 3 Geflüch-
teten vom Jobcenter leben, entweder 
komplett oder als Aufstocker. Viele ar-
beiten aufgrund der rechtlichen Hürden 
auch schwarz, was miserable Arbeitsbe-
dingungen bedeutet. Institutioneller 
Rassismus und Sexismus spielen auch 
einer Rolle. Die meisten Unternehmen 
investieren ungern in Deutschkurse für 
ihre Arbeitskräfte, damit sie das nötige 
Vokabular lernen, besonders wenn die 
Gefahr besteht, dass die Personen abge-
schoben werden. Also werden Geflüch-
tete auch nicht gerne eingestellt, für die 
Frauen ist es besonders schwer. 

Fachkräfte rein, Geflüchtete raus?! 

Obwohl viele Menschen nach Deutsch-
land kommen, die arbeiten können und 
wollen, klagen unsere Regierenden über 
Fachkräftemangel. Zuletzt tourten Ar-
beitsminister Heil und Außenministe-
rin Baerbock nach Brasilien um dort 
Fachkräfte anzuwerben. Das Einkaufen 
von Pflegepersonal aus Ländern wie 
Brasilien umgeht die Kosten, die anfal-
len würden um die Leute in Deutsch-

land gut auszubilden, selbst die deut-
sche Sprache soll schon vor Ort gelernt 
werden. Aber die Bundesregierung hat 
auch andere Interessen. Brasilien ist der 
größte Handelspartner Deutschlands in 
Südamerika und es liegt ein neues Han-
delsabkommen auf dem Tisch. 

Der Aufbau von Zäunen, Gewalt und 
abschreckende Gesetze halten Men-
schen nicht von der Flucht ab, sondern 
machen diese lediglich gefährlicher. Die 
EU schreibt sich Achtung der Men-
schenwürde, Menschenrechte, Freiheit 
und Gleichheit auf die Fahne, doch Pro-
fite sind ihnen offenbar wichtiger als 
Menschenleben. 

Wir fordern offene Grenzen, sichere 
Fluchtwege, und eine solidarische, zivile 
Seenotrettung, die nicht kriminalisiert 
wird. Die aktuelle Asylpolitik der EU 
zeigt, dass die europäischen Länder sich 
keineswegs ihrer historischen und aktu-
ellen Verantwortung stellen, sondern 
den eigenen Reichtum auf dem Rücken 
anderer sichern und ausbauen wollen. 

Hannah Latz und Richard Lux, Berlin 

>> Dass Nancy Faeser den Abschluss einer ‚neuen, 
solidarischen Migrationspolitik‘ feiert, ist eine Farce. 

Nichts könnte weniger menschenverachtend und 
verantwortungslos sein. Die EU-Länder lagern ihre 

Grenzen und deren Kontrolle an ihre Anrainerstaaten 
aus – sollten es doch Menschen schaffen, die 

europäische Grenze zu erreichen, werden sie auf 
brutalste Weise abgewiesen. << 

ASYLPOLITIK  
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AUS DEN BETRIEBEN  

Alle Berliner Regierungen hatten bislang 
immer eine Ausrede parat, warum sie 
jede Verhandlung verweigern. Vor allem 
der „Arbeitgeber“verband „Tarifgemein-
schaft deutscher Länder“ verbietet an-
geblich eine Berliner Regelung. Und 
dann das liebe Geld … Das alles ist 
Quatsch, aber sie spielen damit auf Zeit 
und hoffen, dass das Ganze irgendwann 
im Sande verläuft. Die Antwort der zu-
ständigen Gewerkschaft GEW? „Wir 
brauchen einen langen Atem“. Yoga ist 
aber auch keine Lösung. 

Jeweils zwei Streiktage gab es zuletzt im 
Februar und März diesen Jahres. Alles 
Warnstreiks, also ohne Urabstimmung 
unter den Gewerkschaftsmitgliedern. 
Man muss kein Abi von 1,0 haben um zu 
verstehen, dass man mit solch lahmer 
Strategie die Regierung nicht knackt. 

Seit einiger Zeit schließen sich kämpfe-
rische Lehrkräfte, vor allem aus der 
„jungen GEW“, zusammen und propagie-
ren bei jeder Gelegenheit die Notwendig-
keit von Erzwingungsstreik und stärke-
rer Mobilisierung. Wo sie Abstimmun-
gen auf Streikversammlungen organisie-
ren konnten, war die Zustimmung für 
längere Streiks meistens überwältigend. 
Der Berliner GEW-Vorstand tat das dann 
allerdings als zu „emotional“ ab, das sei 
keine „objektive Stimmungserfassung“ 
und führte daraufhin eine eigene online-
Befragung unter allen Berliner GEW-
Mitgliedern durch. Ein klarer Gegenan-
griff auf die Gewerkschaftsakti-
vist:innen. Die Umfrage ergab, dass an-
gesichts immer nur einzelner Streiktage 
viele der Teilnehmenden an der Umfrage 
noch nie gestreikt hatten. Und was dem 
GEW-Vorstand am Herzen lag: Die meis-
ten sprachen sich für einzelne Streiktage 
aus. Aber wie immer: wie man die Frage 
stellt, entscheidet, was hinten raus-
kommt … Während der GEW-Vorstand 

also weiter auf der Bremse steht, hat sich 
der Kreis vor allem jüngerer Lehrkräfte 
fester zusammengeschlossen und orga-
nisiert, um die Streikbewegung voranzu-
bringen. 

Gewerkschaftsarbeit lohnt sich 

Ab 6. Juni gab es das erste Mal 3 Tage 
Streik. Die Streikbeteiligung war dieses 
Mal niedriger, aber die Stimmung besser. 
Bei mehreren Tagen Streik kann sich 
eine Dynamik entwickeln, Ideen entste-
hen, Leute finden sich zusammen. Der 
erste Tag war voller lokaler Aktionen: 
Streikcafé, Fahrraddemos … 

Der 3. Streiktag war geprägt von ei-
ner berlinweiten Streikversammlung 
im Mauerpark mit ca. 1.500 Streiken-
den. Die Gruppe aktivistischer Lehr-
kräfte verteilte Flugblätter, um Wer-
bung zu machen für einen Kampag-
nenplan für den Herbst, der auf ei-
nen Erzwingungsstreik hinauslaufen 
soll. Die Flyer gingen weg wie nichts. 

Die Vertreter des GEW-Apparates 
hatten zwar zur Versammlung gela-
den, wollten aber nicht zu viel echte 
Diskussionen aufkommen lassen. Sie 
hatten die Zeit mit Theatereinlagen 
und Monologen verplant, um zu ver-
suchen, die Streikenden auf einen 
„langen Kampf“ einzustimmen. Sie 
haben keinen anderen Vorschlag 
als … die nächsten 10 Jahre einmal 
im Monat zu streiken?! Sie haben 
sogar Politikerinnen der Grünen und 
der Linken das Wort gegeben, die – 
nun nicht mehr in der Regierung – 
viel Verständnis heuchelten, wofür 
sie ausgebuht wurden. 

Die aktivistischen Lehrkräfte hinge-
gen bekamen Applaus für ihre Wort-
beiträge, in denen sie erklärten, dass 
der Druck erhöht werden muss, 

„indem wir mehr werden und indem wir 
mehr streiken“. Sie betonten: „Wir brau-
chen einen Kampagnenplan, der unse-
ren Kolleg:innen, die noch nicht strei-
ken, zeigt, dass es machbar ist, dass un-
sere Forderungen umsetzbar sind“. Sie 
stellten ihre Vorschläge zur Abstim-
mung und erhielten mindestens zwei 
drittel Zustimmung. Das Fazit der Akti-
vist:innen über diese 3 Streiktage: wir 
kochen zwar nicht die (Streik-)Suppe, 
aber wir organisieren schon das Feuer 
unter der Suppe … 

Karl Gebhardt, Berlin 

Streik macht Schule 

D ie Stimmung unter den Berliner Lehrkräften ist am Kochen. Die Belastung im Job ist zu hoch. 
Anfang Juni streikten die Lehrkräfte wieder für kleinere Klassen; also einen Tarifvertrag, der die 
maximale Zahl der Schüler:innen pro Klasse festlegen soll. Seit Oktober 2021 waren das nun die 

Streiktage 12, 13 und 14. Wenn es nach den Streikenden geht, erleben wir im Herbst endlich eine ganze Woche 
Streik als Aufwärmphase für einen unbefristeten Erzwingungsstreik. 
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AUS DEN BETRIEBEN  

Die letzten Wochen waren voll von 
Nachrichten und noch mehr Spekulatio-
nen: ob  und wann die Verhandlungen 
für gescheitert erklärt werden, wann wer 
vielleicht über einen Streik berät, und 
das Ganze begleitet von viel Mimimi des 
obersten Personalchefs der Deutschen 
Bahn, Seiler. Dazu kamen Postings aus 
dem Lager der anderen kleineren Bahn-
gewerkschaft voll Häme und Verschwö-
rungstheorien … Aber um was geht es 
eigentlich noch mal? Ach ja, Lohnerhö-
hung von mindestens 650 € monatlich 
bei 12 Monaten Laufzeit. 

Umgekehrte Proportionalität von 
Streik und Reden über Streik 

Auch diese Tarifrunde zeichnet sich 
dadurch aus, dass zwar viel diskutiert 
und mit Streik gedroht wird, doch tat-
sächlich gar kein Streik in Sicht ist. Die 
DB wurde einmal im März und einmal 
im April für ein paar Stunden bestreikt. 
Das lief gut. Das war im Kontext der 
Streikwelle im Frühling. Das war‘s aber 
auch. Seitdem stehen die EVG-Führungs-
leute beim Thema Streik auf der Bremse. 

Anfangs gaben sie sich einige Mühe, de-
mokratischer zu erscheinen. Eine jünge-
re Generation an EVG-Hauptamtlichen 
führt die Verhandlungen und bedient die 
Social-Media-Kanäle. Und sicherlich 
geben die ab und zu befragten Mitglieder 
der Bundestarifkommission den Druck, 
den sie von ihren Kolleg:innen spüren, 
nach oben weiter. Dass die EVG die Ver-
handlungen für gescheitert erklärt hat, 
hat mit diesem Gegenwind zu tun. Aber 
keine „Sorge“, alles läuft auch hier nach 
üblichem Ritual: Es gibt geheimnisvolle 
Treffen zwischen DB- und EVG-Leuten 
in sehr kleinem Kreis. Und dann ist es 
auch schon vorbei mit der Demokratie. 

Wenn ein Gewerkschaftsvorstand wei-
terhin als Verhandlungspartner ge-

schätzt werden will und eigentlich bereit 
ist für einen lausigen Kompromiss, was 
macht er dann? Man verhandelt mit den 
Bossen in einer Schlichtung unter Lei-
tung von abgehalfterten Politikern wei-
ter. Und da der Wind von der Gewerk-
schaftsbasis auch eingefangen werden 
muss, werden irgendwann die Mitglieder 
befragt … Ganz am Ende, wenn das Er-
gebnis steht, dann allerdings müssen 
75 % der Befragten gegen das Verhand-
lungsergebnis stimmen, damit es abge-
lehnt ist. Das wird noch viele Wochen 
dauern. Bis dahin keine Streiks gegen die 
DB, die doch das einzige Druckmittel der 
Arbeitenden sind. Es sei denn, den Bah-
ner:innen und Busfahrer:innen platzt 
der Kragen angesichts dieses Theaters. 
Und das ist nicht ausgeschlossen. 

Alles ruhig an der anderen „Front“ 

Die andere „Gewerkschaft Deutscher 
Lokomotivführer“ (GDL), deren Lohnrun-
de mit der DB im November offiziell be-
ginnt, verbot nicht nur ihren Mitgliedern 
sich den Streiks der EVG-Kolleg:innen 
anzuschließen. Sie hat Anfang Juni in 
einer pompös angekündigten Veranstal-
tung in Berlin ihre eigenen Pläne vorge-
stellt, die irgendwann mal im Herbst zu 
irgendwas führen sollen. Somit hat die 
DB auch von dieser Seite bis auf Weite-
res nichts zu befürchten. 

Und vielleicht auch künftig weniger. 
Denn neben den Lohnforderungen für 
den Herbst hat der GDL-Vorstand im 
Geheimen daran getüftelt, eine Leihar-

beitsfirma für Lokführer:innen aufzu-
bauen: Es wurde eine Genossenschaft 
gegründet, in der GDL-Mitglieder 
„Genossen“ werden können. Die Chefs 
dieser Genossenschaft sind GDL-
Führungsleute. Der oberste Boss ist ein 
Herr Bosse, der früher oberster Persona-
ler bei Abellio war, ein Bahnunterneh-
men, das Pleite ging … Jedenfalls ist Ziel 
dieser Genossenschaft, Lokführer:innen 
anzustellen und an Bahnunternehmen 
zu verleihen. Die Arbeitsbedingungen 
sollen durch einen Tarifvertrag geregelt 
werden, die die GDL-Genossenschaft mit 
der Gewerkschaft GDL abschließt. Vor 
dem Hintergrund der weiteren Liberali-
sierung und Öffnung des Bahnsektors in 
Deutschland und gleichzeitigen Fach-
kräftemangels verspricht die GDL den 
Lokführer:innen (und künftig vielleicht 

auch anderen Fahrpersonalen) bessere 
Arbeitsbedingungen auf diesem Weg. 
Für jüngere Lokführer:innen könnte das 
vielleicht interessant sein. Aber eine fast 
schon sozialistische Insel im kapitalisti-
schen Meer harter Konkurrenz – kann 
das funktionieren? Ist das nicht einfach 
eine Auslagerung von Kostenrisiken? Die 
Liste der Fragen ist lang. 

Deutsche Bahn, GDL und EVG – jede hat 
ihren Anteil an einem großen Theater, 
bei dem die Bahner:innen und Busfah-
rer:innen auf die Zuschauerränge ver-
drängt wurden. Aber ob die Leute sich da 
so wohl fühlen? Sicher nicht! 

Sabine Müller, Berlin 

Lohnverhandlungen Deutsche Bahn?  
Immer schön langsam …  

>> Es sei denn, den Bahner:innen und Busfahrer:innen 
platzt der Kragen angesichts dieses Theaters. Und das 

ist nicht ausgeschlossen. << 

I m Februar begannen die Verhandlungen zwischen der Verkehrsgewerkschaft EVG und den Bahn- und 
Busgesellschaften deutschlandweit. Während sich kürzlich die großen Privatbahnen wie Transdev und 
Abellio mit der Gewerkschaft EVG geeinigt haben, geht es beim Platzhirsch Deutsche Bahn (DB) für die 

180.000 Bahner:innen und Busfahrer:innen sehr, sehr langsam voran. Und jetzt ist erstmal Ferienzeit. 
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Babler: Ein Marxist als Bundeskanzler?  

ÖSTERREICH  

Der Erfolg von Andreas Babler bei der 
SPÖ-Vorsitzwahl war mehrfach überra-
schend. Dass ein dezidierter Linker, der 
noch dazu die Parteibürokratie offen 
kritisiert und herausfordert, wirkliche 
Chancen hat, schien unwahrscheinlich. 
Ursprünglich sollte die Wahl ein Duell 
zwischen der bisherigen liberalen Vor-
sitzenden Pamela Rendi-Wagner und 
ihrem populistischen, rechts blinken-
den Herausforderer Hans Peter Dosko-
zil werden. Von über 70 Bewerber:innen 
wurden Rendi-Wagner, Doskozil und 
Babler für die Mitgliederbefragung zu-
gelassen. Diese lieferte ein sehr knappes 
Ergebnis mit je knapp über 30 Prozent, 
wobei Doskozil vor Babler führte. Die 
Drittplatzierte Rendi-Wagner gab ihren 
Rückzug bekannt. 

Bestimmt wurde der neue Vorsitzende 
durch den SPÖ-Delegierten-Parteitag 
Anfang Juni. Als Sieger wurde Hans 
Peter Doskozil verlautbart. Ein paar Ta-
ge später fiel einem Journalisten eine 
Unregelmäßigkeit im Ergebnis auf – es 
gab einen Fehler in der Zuordnung der 
Stimmen, das Ergebnis drehte sich um. 
Babler war der neue Vorsitzende – und 
ganz Österreich fragte sich, was von 
einer Partei zu halten ist, die es nicht 
einmal schafft 600 Stimmen korrekt 
auszuzählen. 

Die SPÖ als linke Bewegung 

Nach dem Wahldebakel kritisierte 
Babler offen den Funktionärsapparat, 
der versagt hatte. Er wird die SPÖ weiter 
als Bewegung positionieren, die Bei-
trittswelle, die er in den letzten Mona-
ten ausgelöst hat, soll anhalten. Dabei 
soll seine umfangreiche Sommertour 
durch Österreich helfen. Babler beab-
sichtigt künftig die Mitglieder  sowohl 
über den SPÖ-Vorsitz, als auch über 
Regierungsbeteiligungen entscheiden 
zu lassen. In sein Führungsteam hat er 
Personen aus dem Rendi-Wagner- und 

aus dem Doskozil-Lager geholt. „Ab heu-
te sind wir wieder eine Partei“, lautet 
die Devise.   

Inhaltlich setzt Babler auf eigentlich 
klassische, aber verlorengegangene 
sozialdemokratische Kernforderungen 
(Vermögenssteuern, Bekämpfung von 
Kinderarmut, gleiche Bezahlung für 
Frauen ...) und ergänzt sie um Solidari-
tät mit Geflüchteten, die Bekämpfung 
des Klimawandels und Forderungen 
nach einer Arbeitszeitverkürzung. Das 
alles macht er authentisch und mit 
glaubwürdiger Vehemenz und schafft es 
dabei durchaus einen verbindenden 
Klassenstandpunkt reinzubringen: So-
wohl Arbeitende als auch Geflüchtete 
sind keine Bittsteller, sondern sie haben 
Rechte! 

Linksruck in Österreich? 

Alleine, dass mit Babler nun dezidiert 
linke Ideen in Politik und Medien offen 
vertreten werden, kann schon wie ein 
Befreiungsschlag wirken. Doskozil als 
Vorsitzender hätte hingegen den deutli-
chen Rechtsruck der österreichischen 
Parteien in den letzten Jahren besiegelt. 
Das Bedürfnis nach einem linken Ge-
gengewicht, dass viele Menschen in 
Österreich verspüren, drückt sich nicht 
nur in den Hoffnungen in Babler aus, 
sondern auch in den Wahlerfolgen der 
KPÖ in Graz und Salzburg. Ein „Marxist“ 
als SPÖ-Chef und eine „kommunisti-
sche“ Bürgermeisterin in Graz haben 
linke, klassenbewusste Positionen ein 

Stück weit enttabuisiert und salonfähig 
gemacht. Die entscheidende Frage 
bleibt aber: Wahlkampf oder Klassen-
kampf? 

Klassenkampf? Klassenkampf! 

Weder Babler noch die KPÖ haben eine 
wirkliche Perspektive, die über eine Re-
gierungsbeteiligung hinausgeht. Es be-
steht die reale Gefahr, dass eine kämpfe-
rische Dynamik durch die SPÖ aufge-
sogen und auf die nächsten National-
ratswahlen (spätestens im Herbst 2024) 
kanalisiert wird, wo Babler Erster wer-
den will. 

Als neuer Vorsitzender hat Babler den 
Streik der Freizeitpädagog:innen, der 
von einer starken Basisorganisierung 
und -bewegung getragen wurde, be-

sucht. Bewegungen und Kämpfe der 
Arbeiter:innen wird er aber wohl nicht 
direkt fördern und befeuern – allein 
schon deswegen, weil die Gewerk-
schaftsbürokrat:innen weder Einmi-
schung noch eine aktive Basis wollen 
oder dulden. Insgesamt verbessert sich 
die Stimmung in Österreich für linke 
und klassenkämpferische Politik. Wir 
müssen jedoch dafür sorgen, dass beste-
hende Hoffnungen und Kämpfe  nicht 
in der parlamentarischen Sackgasse 
enden. 

Johannes Wolf, Wien 

>> Das Bedürfnis nach einem linken Gegengewicht 
drückt sich in den Hoffnungen in Babler und den 

Wahlerfolgen der KPÖ aus. (…) Doch weder Babler 
noch die KPÖ haben eine wirkliche Perspektive, die 

über eine Regierungsbeteiligung hinausgeht.  << 

D er offen linke Kandidat Andreas Babler ist zur allgemeinen Überraschung neuer Vorsitzender der 
SPÖ. Die Hoffnungen, dass nun der rechten Mehrheit in Österreich mit einem Linksruck der 
Sozialdemokratie Einhalt geboten wird, sind hoch. Die Industriellenvereinigung wird auch schon 

nervös und hetzt gegen Bablers Forderungen nach Vermögenssteuern und einer Arbeitszeitverkürzung. 
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Begonnen hat René Benko vor über zehn 
Jahren damit, in Innsbruck leerstehende 
Dachböden zu teuren Dachgeschoss-
wohnungen auszubauen. Heute ist sein 
Unternehmen Signa ein weitgehend un-
durchschaubares Firmengeflecht, über-
wiegend im Immobiliensektor. In Wien 
hat die Signa etwa das „Goldene Quar-
tier“ entwickelt: Ein Teil der Innenstadt 
wurde aufgekauft und in ein Luxus-
Shopping-Quartier mit neuem Fünf-
Sterne-Hotel umgewandelt. Gut verdient 
hat Signa in Wien auch an der Errich-
tung des „Austria Campus“, eines neu 
errichteten Bürokomplexes in Toplage, 
obwohl es gleich angrenzend bereits um-
fassende Bürokomplexe gibt. Diese ste-
hen nun teilweise leer, werden abgeris-
sen oder einer anderen Nutzung zuge-
führt. Neu errichtete Wohnungen wur-
den weit hinter die Bürokomplexe ver-
bannt: Toplage und kurze Wege für luk-
rative Büros, längere Wege für Bewoh-
ner:innen. 

Kaufen, Aufteilen, Pleite gehen lassen 

Ein anderes Geschäftsmodell, dass 
Benkos Signa über die letzten Jahre eta-
bliert hat, ist das Aufkaufen von großen 
Kaufhaus- bzw. Möbelhausketten. In 
Deutschland hat die Signa Gruppe etwa 
Galeria Karstadt Kaufhof aufgekauft. 
Mittlerweile ist sehr deutlich geworden, 
dass es dabei nie um den gewinnbrin-
genden Betrieb der Kaufhäuser ging. Der 
Plan besteht vielmehr aus verschiedenen 
Elementen. Die Immobilien wurden in 
ein eigenes Unternehmen abgespalten 
und vom Betrieb der Kaufhäuser ge-
trennt, für den nun sehr hohe Mieten 
fällig sind: Ein Teil des Firmengeflechts 
kassiert, während der andere Teil finan-
ziell ausblutet. Von jenen Kaufhäusern, 
die geschlossen wurden, werden die Im-
mobilien gewinnbringend einer anderen 
Nutzung zugeführt. 

Ein Teil des Profits stammt auch aus 
Insolvenzen. Im Oktober 2022 hat Gale-
ria Karstadt Kaufhof bereits zum zweiten 
Mal innerhalb von weniger als drei Jah-
ren die Rettung in einem Schutzschirm-
Insolvenzverfahren beantragt. Das zwei-
te Insolvenzverfahren wurde Ende Mai 
2023 abgeschlossen und sieht vor, dass 
ein Drittel der 129 Filialen geschlossen 
wird und die Gläubiger auf einen Groß-
teil ihres Geldes verzichten (insgesamt 
rund 1,3 Milliarden Euro). Im Rahmen 
der bisherigen „Sanierungs“verfahren 
wurden über die Jahre bereits Tausende 
Beschäftigte gekündigt, den verbliebenen 
wurde ein Verzicht auf Teile ihres Ge-
halts aufgezwungen. Oben drauf gibt es 
noch ein äußerst üppiges Sahnehäub-
chen aus staatlichen Hilfsgeldern: 
Deutschland hat über 680 Millionen 
Euro zugeschossen – um Arbeitsplätze 
und Standorte zu „retten“. 

Ein Konzept macht Schule 

Dasselbe Muster findet sich in Öster-
reich rund um die Möbelkette Kika/
Leiner. Diese wurde von Benko zunächst 
2018 gekauft. Geholfen hat Benkos 
Freund, der im Korruptionssumpf ver-
sunkene Ex-ÖVP-Bundeskanzler Sebasti-
an Kurz,  der sicher stellte, dass die zu-
ständigen Beamt:innen sogar über die 
Weihnachtsfeiertage arbeiteten, um den 
Deal vor Jahresende abschließen zu kön-
nen. Erst kürzlich ist bekannt geworden, 

dass das von der konservativen ÖVP ge-
führte Finanzministerium außerdem 
beim zuständigen Finanzamt interve-
niert haben dürfte, um Benkos Steuerbe-
rechnung zu beeinflussen. Einer der zu-
ständigen Finanzbeamten wollte sich 
nicht des Amtsmissbrauchs schuldig 
machen und dabei nicht mitspielen. Er 
fragte seinen Vorgesetzten: „Warum 
helfts ihr dem Benko so?“ Gerechtfertigt 
wurde das steuerliche Entgegenkommen 
damit, dass Benko Arbeitsplätze schaffe 
und sichere. Haha. Erst kürzlich hat 
Benkos Signa Kika/Leiner gewinnbrin-
gend an einen anderen Investor verkauft 
– der gleich einmal Insolvenz anmeldete. 
Neben Tausenden Kündigungen wird 
Österreich zudem wohl rund hundert 
Millionen Euro an gestundeten Steuer-
schulden verlieren. 

Das ist der Kapitalismus, in dem wir 
heute leben: die (Super-)Reichen können 
ihr auf Kosten der Arbeitenden ange-
häuftes Geld ungestört beim exklusiven 
Luxus-Shopping verprassen. An diesen 
Luxus-Immobilien verdienen wiederum 
(andere) reiche Investor:innen. Und das 
alles während Mitarbeiter:innen ihre 
Jobs verlieren, die Immobilienpreise 
weiter nach oben getrieben und Milliar-
däre durch Steuergelder noch reicher 
werden. 

Johannes Wolf, Wien 

ÖSTERREICH  

Wie man reich wird 

E r hat es wieder getan. Der Multimilliardär und Investor René Benko hat auf die gleiche Art und Weise, 
wie er am Niedergang von Galeria Karstadt Kaufhof Millionen verdient hat, nun auch in Österreich 
erneut zugeschlagen. Tausende verlieren ihre Jobs und der Staat Millionen an offenen Steuer-

schulden. Die herausgelösten Immobilien in innerstädtischen Toplagen werden zu exklusiven Luxus-
Objekten – von Reichen für Reiche. Die Politiker:innen in Deutschland und Österreich schauen zu bzw. 
helfen fleißig mit. 
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Der Staat gegen die Klimabewegung 

Zwar ist es die AfD, die am lautesten den 
menschengemachten Klimawandel leug-
net, aber alle Parteien beteiligen sich 
daran, gegen Klimaaktivist:innen vorzu-
gehen. Im Januar schickte jedes Bundes-
land (außer Hessen), egal welche Regie-
rung an der Macht war, Polizist:innen 
nach Lützerath um die Interessen des 
Kohlekonzerns RWE durchzusetzen und 
das Klimaprotestcamp zu räumen. Im-
mer wieder werden Klimaaktivist:innen 
in Präventivhaft genommen oder so lan-
ge wie möglich festgehalten. Organisati-
onen wie die Letzte Generation werden 
kriminalisiert und mittels Hausdurchsu-
chungen und Verhaftungen wird ihre 
Aktionsfähigkeit behindert. In Frank-
reich wurde Mitte Juni massiv gegen die 
Klimaorganisation Soulevemts de la 
Terre (Aufstände der Erde) vorgegangen. 
Weltweit wurden im Jahr 2020 227 
Klimaaktivist:innen ermordet. Bei all 
den staatlichen Maßnahmen und der 
Hetze von Rechts kann man sagen, dass 
Klimaleugnung und die Bremsung von 
Klimaschutzmaßnahmen Hand in Hand 
gehen. 

Die Erde stirbt 

Dem neusten Bericht des Weltklimara-
tes ist zu entnehmen, dass das ursprüng-
liche Ziel der globalen Erwärmung von 
„nur“ 1,5 Grad schon nicht mehr zu errei-
chen ist und die Forscher:innen von 
mindestens 2,7 Grad Erwärmung ausge-
hen. Mit verheerenden Folgen. Unwetter, 
Hagel, Trockenheit, Überschwemmun-

gen werden in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten zu unserem Alltag gehören. 
Deutschland ist zum Beispiel die welt-
weit am schnellsten austrocknende Regi-
on. Es müsste ein halbes Jahr durchgän-
gig regnen, damit die Wasserspeicher 
wieder aufgefüllt wären. Aufgrund stei-
gender Hitze, Einsatz von Pestiziden und 
der Betonierung immer größerer Land-
flächen geht die Artenvielfalt immer 
schneller zurück. In den deutschen Wäl-
dern ist die Insektenpopulation um 60 
Prozent zurückgegangen und die Körper-
größe der verbleibenden Insekten verrin-
gert sich ebenso. Mit katastrophalen 
Folgen.  

Weiter heißt es im Bericht, dass der 
Meeresspiegel schneller steigt, als erwar-
tet und die Arktis schon in 10 Jahren 
eisfrei sein könnte. In 30 Jahren wird ein 
Drittel der Menschheit klimabedingt 
nicht mehr dort leben können, wo es 
aktuell lebt. Das betrifft nicht nur Men-
schen im globalen Süden, sondern auch 
Menschen aus New York, aus Linz oder 
an der Nordseeküste – um nur ein paar 
Beispiele zu nennen. Lange war den Wis-
senschaftler:innen nicht klar, warum 

sich bisher immer die negativen Zu-
kunftsszenarien durchgesetzt haben, 
aber nun stellte sich heraus, dass die Öl- 
und Gasindustrie und einige andere seit 
Jahrzehnten falsche Zahlen über ihren 
CO2-Ausstoß übermittelt haben. Der 
liegt nämlich um das Dreifache höher als 
angegeben1. Die Offenbarung dieses Be-
trugs bringt die Klimakatastrophe näher 
als bisher gedacht.   

Individuelle Verantwortung? 

Oft wird uns gesagt, dass wir alle für den 
Klimawandel verantwortlich seien. Es 
stimmt natürlich, dass unterschiedliche 
Produkte unterschiedlich viel Emissio-
nen verursachen können. Bei vielen Kon-
sumentscheidungen haben wir aber kei-
ne Wahl oder können nur zwischen kli-
maschadenden Varianten wählen. Dabei 
darf man zwei Dinge nicht vergessen. 
Erstens ist die Abwälzung auf das Indivi-
duum und die Idee des individuellen 
CO2-Fußabdruckes eine Erfindung einer 
PR-Agentur, die im Auftrag der Öl-Lobby 
arbeitete.2 Zweitens darf nicht vergessen 
werden, wer die Hauptverursacher und 
Nutznießer des Klimawandels sind. Seit 
den 60er und 70er Jahren wussten Öl- 
und Autoindustrie über die Umweltfol-
gen ihrer Produktion Bescheid. Getan 
haben sie nichts, denn ihr Geschäft war 
und ist extrem profitabel. Die vier größ-
ten Ölkonzerne haben in den letzten 30 
Jahren einen Gewinn von 2 Billionen 
Dollar erwirtschaftet.3 Und weil es so 
profitabel ist, soll auch weiter so produ-
ziert werden. Aktuell sind 198 sogenann-
te „Kohlestoffbomben“ in Planung und/
oder bereits im Bau. Eine 
„Kohlestoffbombe“ ist ein Projekt, wel-
ches in seiner Lebenszeit mindestens 
eine Milliarde Tonnen CO₂ verursacht. 
Jedes einzelne dieser Projekte gefährdet 
das Weltklima.4 Bedenkt man dann 
noch, dass laut Carbon-Majors-Report 
aus dem Jahr 2017, 71 Prozent der globa-
len Emissionen auf nur 100 Konzerne 
zurückführen sind, dann ist die Frage der 
Verantwortung leicht zu klären.5 

Die Strategie der Rechten 

Laut einer Umfrage aus diesem Jahr 
glauben 21 Prozent der Deutschen nicht 
an den menschengemachten Klimawan-
del. Eine weitaus größere Zahl findet zu 

KLIMA 

Die Katastrophe und das Klima 

>> In 30 Jahren wird ein Drittel der Menschheit 
klimabedingt nicht mehr dort leben können, wo es 

aktuell lebt. << 

K aum ein Thema scheint gerade aufgeladener zu sein als der Klimaschutz und die Klima-
katastrophe. Ein Teil der Klimabewegung radikalisiert sich in ihren Aktionsformen, die anderen 
diskutieren über Wärmepumpen und E-Fuels, während die AfD einen Antiklimakurs fährt. Aber 

auch Parteien wie die CDU, FDP SPD oder Grüne bremsen notwendige Maßnahmen, um die kommende 
Klimakatastrophe noch abzufedern. 
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strenge Klimaschutzmaßnahmen über-
trieben. Das ist aber kein Wunder, denn 
seit Jahrzehnten werden von Lobbyver-
bänden der Industrie wissenschaftliche 
Studien in Frage gestellt, Umwelt-
schutzmaßnahmen kritisiert und boy-
kottiert. Einer der größten Lobbyverbän-
de ist das Heartland Institute aus den 
USA, die zum Beispiel auch schon Geld 
von Microsoft bekommen haben. In 
Deutschland existiert das AfD-nahe 
EIKE (Europäisches Institut für Klima 
und Energie), welches mit pseudowis-
senschaftlichen Studien den Klimawan-
del leugnet. Neben der dreisten Leug-
nung gibt es auch andere Strategien, 
welche Parteien und Politiker:innen 
anwenden, um ihre zerstörerische Poli-
tik zu rechtfertigen. Erstens, nichts tun, 
mit Verweis auf die Verantwortung an-
derer. Da China für rund 30 Prozent des 
weltweiten CO2 Ausstoßes verantwort-
lich ist, könne Deutschland mit seinen 
zwei Prozent nichts ausrichten. Dabei 
wird vergessen, dass deutsche Firmen in 
China produzieren und das viele chine-
sische Produkte in Deutschland konsu-
miert werden. Der Pro-Kopf-Verbrauch 
in China ist auch um ein Vielfaches 
niedriger als in Deutschland. Zweitens, 
argumentieren, dass man die Wirt-
schaftsinteressen einfach gewähren las-
sen müsse. Dabei wird darauf verwie-
sen, dass es sicherlich bald eine techni-
sche Lösung geben wird. Von „CO2 in 
den Boden zu pumpen“ bis Solar-

Geoengineering ist alles dabei. Drittens, 
auf die „Nachteile“ und Kosten für Kli-
maschutz verweisen. Die Folgen von 
Arbeitsplatzverlusten in der Kohle- und 
Automobilindustrie und einer Dein-
dustrialisierung Deutschlands stehen 
dabei an erster Stelle. Viertens, nicht-
transformative Lösungen bevorzugen. 
Das heißt auf Lösungen zu setzen und 
diese zu propagieren, deren Klima-
schutzeffekte zu anderen Maßnahmen 
relativ gering sind. Das beste Beispiel 
dafür ist die aktuelle Debatte um E-
Fuels. Synthetischer Treibstoff löst 
nicht das Problem des Individualver-
kehrs und die Autoindustrie kann wei-
terhin satte Profite machen. Ganz vorne 
mit dabei bei dieser Erzählung ist die 
deutsche Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft. Gegründet von den Unter-
nehmensverbänden der Metall- und 
Elektroindustrie, betreiben sie seit Jah-
ren Politik gegen Klimaschutzmaßnah-
men. So auch 2019 mit einer Broschüre 
mit dem Titel „12 Fakten zur Klimapoli-
tik“, die viele Fehl- und Desinformatio-
nen beinhält. Große Geldgeber dieser 
Initiative sind Unternehmen wie VW 
oder Siemens, die sich gleichzeitig in 
der Öffentlichkeit ein grünes Image 
aufbauen. 

Eine Perspektive? 

Für viele erscheint Klimaschutz nur als 
eine Beschränkung des eigenen Kon-
sums und Lebensstandards. Wir Linke 

müssen aufhören, die Klimaverschmut-
zung zu individualisieren und in Folge 
dessen die Bedürfnisse der Arbei-
ter:innenklasse gegeneinander auszu-
spielen. Wir müssen aufzeigen und be-
tonen wer die Profiteur:innen der Um-
weltzerstörung sind. Nicht nur, dass 
einige wenige Großkonzerne für den 
meisten Dreck verantwortlich sind, sie 
haben uns auch über Jahrzehnte belo-
gen und Daten manipuliert. Die Besit-
zer:innen dieser Großkonzerne, das 
weltweit reichste 1-Prozent, verursa-
chen dabei doppelt so viel CO2 wie die 
ärmere Hälfte der Menschheit. Nur 
wenn wir ihnen die Macht entreißen, 
können wir selbstbestimmt und nach-
haltig leben. Die Zeit zum Handeln 
drängt, denn wir haben eine Welt zu 
verlieren. 

Karl Gebhardt, Berlin 

Fußnoten 
1 infosperber.ch/politik/welt/big-oil-verursacht-
dreimal-mehr-treibhausgase-als-angegeben/ 

 2 derstandard.de/story/2000132608301/der-co2-
fussabdruck-wurde-von-oelkonzernen-
grossgemacht-ist-er-deshalb 

3 theguardian.com/business/2020/feb/12/
revealed-big-oil-profits-since-1990-total-nearly-
2tn-bp-shell-chevron-exxon 

4 spiegel.de/wissenschaft/geplante-oel-und-
gasprojekte-weltweit-195-kohlenstoffbomben-
bedrohen-das-weltklima-a-75e1cce0-e16b-4e29-
9d27-276f285b2413 

5 factory-magazin.de/news/beitrag/artikel/nur-
100-unternehmen-verursachen-71-prozent-der-
globalen-emissionen 

KLIMA 
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Geld spielt ja eh keine Rolle mehr seit 
der „Zeitenwende“. Die Bundeswehr soll 
zeigen, dass sie wieder bei den Großen 
mitspielen kann, nachdem Deutschland 
in Folge des Zweiten Weltkriegs jahr-
zehntelang militärisch kleine Brötchen 
gebacken hat. Die Übung wurde seit 2018 
geplant und stellt keine Reaktion auf den 
russischen Krieg gegen die Ukraine dar, 
beeilten sich die politisch Verantwortli-
chen zu versichern. Umso schlimmer, 
möchte man meinen. Denn für alles, was 
an verschärfter Militarisierung seit lan-
gem geplant war, hat am Ende Putin mit 
seinem Überfall auf die Ukraine nur ei-
nen Vorwand geliefert. 

Seitdem kennt die Diskussion nur eine 
Richtung: Mehr Militärausgaben. Die 
100 Milliarden „Sondervermögen“ für die 
Bundeswehr sollten über Nacht dafür 
sorgen, dass Deutschland das von der 
NATO festgelegte Ziel, 2 % der Wirt-
schaftsleistung ins Militär zu stecken, 
erreicht oder sogar übertrifft. Beim kom-
menden NATO-Gipfel Mitte Juli in Vilni-
us soll sogar darüber diskutiert werden, 
diese Marke noch anzuheben. 

Die NATO als Friedensstifter? Wer 
glaubt denn sowas?! 

Doch wofür? Frieden und Sicherheit ga-
rantieren durch Abschreckung? So wird 
es uns verkauft, aber es gibt kaum eine 
dreistere Lüge. Die NATO-Staaten mit 
den USA an der Spitze waren laut dem 
Stockholmer Friedensforschungsinstitut 
SIPRI 2022 schon für 55 % aller weltwei-
ten Militärausgaben verantwortlich – 
damit gaben sie über 14-mal so viel Geld 
aus wie Russland, und das, obwohl die 
NATO sich offiziell in keinem Krieg be-
findet. 

Der Angriff Putins auf die Ukraine ist auf 
das Schärfste zu verurteilen. Aber die 
NATO und ihre Mitgliedsstaaten, ein-
schließlich Deutschlands, sind nicht „die 

Guten“ in der sich weltweit zuspitzen-
den Konfrontation von Großmächten 
und Machtblöcken. Die westlichen 
Großmächte wollen den Status quo, also 
den aktuellen Zustand der Welt verteidi-
gen, einschließlich ihres Einflusses auf 
viele Staaten der Welt, den ihre Konzer-
ne für Rohstoff- und Absatzmärkte brau-
chen. 

Dabei führen sie selbst blutige Kriege 
und treten Menschenrechte mit Füßen, 
wie in der Vergangenheit im Irak oder in 
Afghanistan. Und sie unterstützen grau-
same Diktaturen, wie in Saudi-Arabien, 
das seinerseits im Nachbarland Jemen 
einen Krieg führt, der ebenso brutal und 
verabscheuungswürdig ist wie der Krieg 
in der Ukraine. 

Dies ist nicht unser Militär! 

Die Bundesregierung hat letzte Woche 
mit großem Pomp ihre „Nationale Si-
cherheitsstrategie“ vorgestellt. In dem 70
-seitigen Papier wird mit vielen Wort-
hülsen die Aufrüstung schöngeredet. 
Besonders konkret wird es nicht, außer 
bei der Bekräftigung des 2-%-Zieles der 
NATO. Aber die Absichten lassen einen 
trotzdem aufhorchen: Die Bundeswehr 
soll „in den nächsten Jahren zu einer der 
leistungsfähigsten konventionellen 
Streitkräfte in Europa“ werden und ihre 
„militärische Präsenz gezielt im Bünd-
nisgebiet im Einklang mit den NATO-
Planungen ausbauen und verstetigen“ – 

also mehr Truppenstationierungen in 
anderen NATO-Staaten. 

Für diese Großmachtfantasien wird 
schon jetzt der Rotstift in anderen Berei-
chen angesetzt. Unvergessen ist, wie Ver-
teidigungsminister Pistorius gegen 
Lohnerhöhungen im Öffentlichen 
Dienst Stimmung machte, weil sie die 

Aufrüstungsziele gefährdeten. Für die 
versprochene Kindergrundsicherung gibt 
es bis heute keine Einigung in der Regie-
rung. Angesichts der Interessen der gro-
ßen Konzerne, denen sich die Regierung 
verpflichtet fühlt, ist so etwas unwichti-
ges Gedöns. Anders als die „sichere Ener-
gie- und Rohstoffversorgung unseres 
Landes“, die Olaf Scholz im Vorwort der 
„Nationalen Sicherheitsstrategie“ ver-
spricht. Außenministerin Baerbock er-
klärt an gleicher Stelle: „Sicherheit be-
deutet auch, so frei zu sein, dass wir un-
ser Leben, unsere Demokratie, unsere 
Wirtschaft so gestalten können, wie wir 
es möchten.“ 

Ja, solange die Konzerne unsere Wirt-
schaft beherrschen und nicht wir alle 
diese so gestalten können, wie wir es 
möchten, schützen Staat, Bundeswehr 
und Regierung auch nicht unsere Sicher-
heit, sondern deren Profite. 

Leitartikel unserer Betriebsflugblätter vom 
22. Juni 2023  

I m Juni fand im Himmel über Deutschland die vielleicht größte Militärübung seit Ende des Kalten 
Krieges statt: Für das Manöver „Air Defender“ wurden 10.000 Soldat:innen aus verschiedenen NATO-
Staaten und rund 250 Militärflugzeuge und -helikopter mobilisiert. Weit über 5 Mio. Euro hat der Spaß 

offiziell gekostet und dabei ebenfalls rund 5 Mio. Liter Flugbenzin verbraucht – so weit zu den Klimazielen 
der Bundesregierung. 

Kriegsspiel made in Germany 
DEUTSCHLAND  
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Die Polizei tötet, in Nanterre und 
anderswo! 

In den Videos des Mordes sieht man, 
wie die Polizisten aus nächster Nähe 
ihre Waffe durch das Autofenster auf 
den Jugendlichen richten. Man hört 
den einen „Mach die Tür auf, oder du 
kriegst ne Kugel in den Kopf“ sagen, 
während sein Kollege mit „Knall ihn ab“ 
antwortet. Als das Auto daraufhin 
langsam anfährt, schießt der Polizist 
aus kurzer Distanz. Die Polizei bezog 
sich zunächst auf Selbstverteidigung 
und behauptete, das Auto wäre auf sie 
zugerast, bevor sie die Videos Lügen 
straften. Eine Szene, wie sie in einem 
reichen Viertel undenkbar wäre. Ein 
„Unfall“ unter so vielen, der nur das 
logische Resultat der von Rassismus 
und Klassenhass durchzogenen Polizei 
ist, die in ihrem Krieg gegen die Armen 
in den Vororten reihenweise Verletzte, 
und immer wieder Tote fordert. 

Der Täter ist zunächst in Gewahrsam 
gekommen, und neben einer Anklage 
wegen Falschaussage wurde ein Verfah-
ren bei der Polizeiinspektion 
eingeleitet. Doch diese schützt ihre 
Kollegen, wo sie nur kann: Von den 
letzten 13 Polizeimorden sind die 
Ermittlungen 8-mal ohne Folgen 
eingestellt worden. Dabei ist die Zahl 
der Toten seit 2017 weiter gestiegen, seit 
die Regeln zum Schusswaffengebrauch 
gelockert wurden. Und die Namen der 
Opfer – Zyed, Bouna, Adama, Lamine, 
Ibrahima – haben sich in das kollektive 
Gedächtnis der Vororte eingebrannt. 

Vom Funken zum Flächenbrand 

Der Tod Nahels hat das Fass zum 
Überlaufen gebracht. Innerhalb weniger 
Tage hat sich der Aufstand auf das 
ganze Land ausgebreitet, sogar bis in die 
„Überseedepartements“ und in einige 

Viertel Brüssels. Polizeiwachen und 
Rathäuser wurden angegriffen, Über-
wachungskameras gezielt abgesägt oder 
abgeschossen. Viele Jugendliche nutzen 
die Gelegenheit, um sich bei Plünderun-
gen einzudecken. Jede Nacht liefern 
sich die Jungen der Banlieues Schlach-
ten mit der Polizei, mit Feuerwerks-
körpern und Molotowcocktails. Auf der 
anderen Seite hat die Polizei große 
Mittel aufgefahren: gepanzerte Fahr-
zeuge fahren durch die Straßen, und 
Sondereinsatzkommandos versuchen, 
die „Ordnung“ wieder herzustellen. Die 
„Bilanz“ ist bereits jetzt beeindrucken-
der als 2005, bei den letzten großen 
Vorort-Aufständen. 758 verbrannte 
öffentliche Gebäude, 2999 verbrannte 
Autos, 2397 Festnahmen, 502 verletzte 
Polizisten, zwei Tote – ein Mann in 
Guyana wurde von einem Querschläger 
getroffen, ein Jugendlicher stürzte vom 
Dach eines geplünderten Lidls – und 
ein Jugendlicher, der durch ein 
Gummigeschoss der Polizei in 
Lebensgefahr schwebt. 

Die Regierung hat sich zunächst 
überraschend schnell bemüht, ihr Bei-
leid auszusprechen und zu versichern, 
man würde Gerechtigkeit schaffen: ein 

Zeichen der Sorge vor einer Explosion. 
Seit dem Ausbreiten der Aufstände 
werden jedoch wieder härtere Töne 
angeschlagen. 45.000 Polizist:innen, 
Ausgangssperren, keine Straßenbahnen 
und Busse ab 21 Uhr, Einsatz von 
Drohnen und Panzerwagen. Auch der 
Ausnahmezustand wird nicht ausge-
schlossen. 

Dieser Aufstand ist die Revolte des 
marginalisiertesten Teils der jungen Ar-
beiter:innenklasse, der zu prekären 
Kleinjobs, Schwarzarbeit, und Arbeitslo-
sigkeit verdammt ist. Rassismus, Armut, 
Polizeigewalt, vernachlässigte öffentli-
che Dienste, sind das tägliche Los. Auf 
dementsprechend desorganisierte und 
teils blinde Art und Weise drückt sich 
die Wut aus. Doch sie ist die Revolte 
eines Teils unserer Klasse, gegen eine 
Polizei, die an vorderster Front den 
Kapitalismus und seine Handlanger 
verteidigt, in dem sie den Ärmsten 
einen täglichen, erbarmungslosen Krieg 
liefert. Ihre Revolte verdient all unsere 
Solidarität! 

1. Juli 2023 

Dima Rüger, Paris 

INTERNATIONAL  

Frankreich: Gerechtigkeit für Nahel! 

A m Morgen des 27. Juni erschossen zwei Polizisten den 17-jährigen Nahel M. nach einer 
Straßenkontrolle. Dieser neue Polizeimord an einem Jugendlichen mit Migrationshintergrund hat 
das Pulverfass der vernachlässigten Vororte zum Explodieren gebracht: seit dieser Nacht 

erschüttern die größten Unruhen seit 2005 das ganze Land. 
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Arbeiter:innen haben nicht unbedingt 
ein fortschrittliches Bewusstsein. 
Manchmal kann man fast den entgegen-
gesetzten Eindruck haben: Bei Nach-
wahlumfragen zeigt sich regelmäßig, 
dass zum Beispiel die AfD von Arbeitern 
überproportional viele Stimmen erhält. 
Dementsprechend sind auch rassisti-
sche und sexistische Vorurteile, die von 
der AfD sowohl geschürt als auch ausge-
nutzt werden, in der Arbeiter:innen-
klasse durchaus vorhanden. Und auch in 
Bezug auf den Klimawandel sind es 
nicht in erster Linie Arbeiter:innen, die 
in verschiedenen Bewegungen aktiv 
sind, um das Schlimmste zu verhindern. 
Wieso also sollen die Arbeiter:innen in 
der Lage sein, alle gesellschaftlichen 
Probleme des Kapitalismus zu lösen? 

Der Klassenkampf als Motor der 
Geschichte 

Eine Grundidee des Marxismus ist die 
Überzeugung, dass die wirtschaftliche 
Grundlage der Gesellschaft entscheiden-
den Einfluss auf alle gesellschaftlichen 
Phänomene hat: Die Art und Weise, wie 
all das hergestellt wird, was wir zum Le-
ben brauchen, prägt uns und bestimmt, 
wie wir zusammen leben. Denn alle 
Menschen sind auf ihren „Lebens-
unterhalt“ angewiesen, und wie man 
diesen „verdient“ (ob durch Rendite auf’s 
ggf. ererbte Kapital, als Selbständige:r 
oder durch Lohnarbeit) bestimmt die 
Zugehörigkeit zu einer der Klassen in 
unserer Klassengesellschaft – dem Kapi-
talismus. Und weil es dabei um Eigen-
tum und Einfluss der besitzenden Klasse 
geht, werden alle Machtmittel in der 
Gesellschaft angewandt, um diese zu 
schützen. Das Gewaltmonopol des Staa-
tes ist eigentlich das Gewaltmonopol der 
wenig zahlreichen herrschenden Klasse, 
der Bourgeoisie. Wesentliche gesell-

schaftliche Fortschritte, auch in Hinblick 
auf die Rechte von Frauen, Minderhei-
tenrechte oder Demokratisierung, sind 
in der Geschichte immer im Zusammen-
hang mit dem Klassenkampf erreicht 
worden, der alle Machtverhältnisse po-
tenziell in Frage stellt. 

Die Arbeiter:innen sind natürlich alles 
andere als einheitlich. Unterschiedliche 

Berufe, Geschlechter, Hautfarben, Kultu-
ren, Interessen … aber dennoch haben sie 
alle etwas gemeinsam: Da sie keine Pro-
duktionsmittel besitzen, sind sie ge-
zwungen ihre Arbeitskraft zu verkaufen 
und unter fremdbestimmten Bedingun-
gen zu arbeiten. Quer durch alle Bran-
chen und Schichten der Arbeiter:innen-
klasse gibt es damit ein objektives, mas-
senhaftes gemeinsames Interesse, das 
dem Kapitalinteresse diametral entge-
gengesetzt ist: Dabei geht es zum Bei-
spiel um die Höhe der Löhne, um Ar-
beitszeiten und Arbeitsplatzsicherheit. 

Dabei sind die Arbeitenden durch ihre 
Stellung im Produktionsprozess nicht 
nur Opfer der kapitalistischen Ausbeu-
tung, sondern sie besitzen auch das 
effektivste Kampfmittel um die herr-
schende Klasse in ihrem Lebensnerv, der 
Profitmacherei, zu treffen: Die Waffe des 
Streiks, mit der ökonomischer und politi-
scher Druck ausgeübt werden kann, im 
Fall eines Generalstreiks sogar die ge-
samte Gesellschaft lahmgelegt werden 

kann. Außerdem hat die Arbeiter:innen-
klasse als ganze, da sie im Zentrum der 
gesellschaftlichen Produktion steht, das 
versammelte Knowhow für den Aufbau 
einer neuen nachkapitalistischen, sozia-
listischen Gesellschaft. Sie kann die Pro-
duktion kollektiv übernehmen, sobald 
sie vom Kommando des Kapitals befreit 
sein wird. 

Das heißt nicht, dass nicht auch andere 
soziale Bewegungen politischen Druck 
aufbauen können. Im Kampf gegen den 
Kapitalismus müssen wir all seine Wi-
dersprüche aufgreifen und nutzen, ver-
dient jede soziale Bewegung Unterstüt-
zung, die das kapitalistische Manage-
ment der Gesellschaft und seine Auswir-
kungen auf Mensch und Natur auch nur 
in einzelnen Aspekten in Frage stellt. 
Aber gegen die Kapitalmacht substanzi-
elle Zugeständnisse erreichen und erst 
recht diese Macht stürzen können wir 
nur auf Grundlage eines bewussten Ein-
greifens der Arbeiter:innenklasse. 

Aber der Praxistest? 

Gleichzeitig wirkt es nicht unbedingt so, 
als ob Arbeitskämpfe, insbesondere in 
Deutschland oder Österreich, viel revolu-
tionäres Potenzial hätten. Wenn es mal 
Streiks gibt, dann meistens im Rahmen 
von mehr oder weniger routiniert ablau-
fenden Tarifrunden, geführt von 
„sozialpartnerschaftlichen“ Gewerk-
schaften, die regelmäßig ihre staatstra-

STRATEGIE  

Wie dem Kapitalismus beikommen? 

E s gibt viele Gründe, den Kapitalismus abzulehnen: Er ist eine hochgradig ungerechte Gesellschafts-
form, in der wenige Einzelpersonen mehr besitzen als die Hälfte der Weltbevölkerung, er produziert 
ungebremsten Klimawandel und führt zu kriegerischen Auseinandersetzungen, er fördert immer 

wieder Rassismus und Sexismus … Doch er erscheint oft übermächtig. Welche Hebel haben wir, um ihn zu 
abzuschaffen? Für Marxist:innen spielt die Arbeiter:innenklasse dabei eine zentrale Rolle. Doch warum 
eigentlich? 

>> Dabei sind die Arbeitenden durch ihre Stellung im 
Produktionsprozess nicht nur Opfer der 

kapitalistischen Ausbeutung, sondern sie besitzen 
auch das effektivste Kampfmittel um die herrschende 

Klasse in ihrem Lebensnerv, der Profitmacherei, zu 
treffen. << 
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gende Rolle unter Beweis stellen. So zum 
Beispiel mit der „konzertierten Aktion“, 
wo sich die Gewerkschaftsspitzen mit 
der deutschen Regierung und Unterneh-
mensverbänden zusammengesetzt ha-
ben, um zu überlegen, wie die sozialen 
Konflikte angesichts der Inflation ent-
schärft werden können. Im Ergebnis 
führte dies dazu, dass alle größeren Ta-
rifrunden in Deutschland in diesem 
Frühjahr ohne größere Streiks vonstat-
tengingen und Reallohnverluste zur Fol-
ge haben – obwohl die Forderungen und 
die Erwartungshaltung hoch waren und 
viel von Streiks gesprochen wurde, nahm 
man am Ende schlechte Kompromisse 
an, die alle die 3.000 Euro Einmalzah-
lung beinhalten, die im Rahmen der 
„konzertierten Aktion“ besprochen wur-
den. 

In der Tat ist die Rolle der Gewerkschaf-
ten entscheidend, um den Widerspruch 
zwischen dem revolutionären Potenzial 
des Klassenkampfs und seiner oft zu er-
lebenden Harmlosigkeit zu erklären. Ei-
nerseits sind die Gewerkschaften für die 
Arbeitenden notwendige Organisatio-
nen, da sie sich auf möglichst breiter 

Grundlage zusammenschließen müssen, 
um gegenüber dem Kapital ihre gemein-
samen Interessen in die Waagschale zu 
werfen. Andererseits haben das Kapital 
und sein Staat in jahrzehntelanger Er-
fahrung gelernt, die Gewerkschaften zu 
akzeptieren und einzubinden, um dem 
Klassenkampf die revolutionäre Spitze 
abzubrechen: Es wurden große Gewerk-
schaftsapparate geschaffen, die mit Pri-
vilegien und Elementen sogenannter 
„Mitbestimmung“ (in vielen mehr oder 
weniger paritätisch besetzten Gremien 
und Betriebs- und Personalräten) an die 
bestehende Gesellschaftsordnung ge-
bunden wurden. Diese bürokratische 
Schicht an der Spitze der Gewerkschaf-
ten versteht sich als Interessensvertre-
tung der Beschäftigten, aber im streng 
reglementierten Korsett von Betriebsver-
fassungsgesetz und (im internationalen 
Vergleich besonders restriktiven) Streik-
recht. Sie ist geprägt von reformistischen 
Ideen, das heißt u. a. Akzeptanz der kapi-
talistischen Ausbeutung, Geringschät-
zung von Basisaktivität bei gleichzeitiger 
Überhöhung der eignen Rolle. Das 
schlägt sich beispielsweise nieder in ge-
heimen Verhandlungen und mangelnder 

Gewerkschaftsdemokratie, in der Repres-
sion gegen kämpferische Gewerkschaf-
ter:innen, aber auch in unglaublich kom-
plizierten Tarifverträgen, die nur Ju-
rist:innen verstehen, womit den Basis-
mitgliedern zu verstehen gegeben wird, 
dass sie eben den „Spezialist:innen“ ver-
trauen müssten. 

Der Kampf in die Hände der 
Kämpfenden! 

Ein entschlossener Kampf der Arbei-
ter:innen würde die Privilegien dieser 
Bürokratie gefährden. Wozu würden sie 
und ihr „Verantwortungsbewusstsein“ 
dann noch gebraucht? Andererseits müs-
sen sie sich auf eine gewisse Kampfbe-
reitschaft stützen und glaubwürdig mit 
Arbeitskampf drohen können, sonst hät-
te das Kapital keinen Grund, sich über-
haupt mit ihnen an einen Tisch zu set-
zen. Also organisieren die Gewerk-
schaftsapparate Streiks, aber nur als 
„letztes Mittel“ und sorgsam bedacht, die 
oberste Kontrolle über alle Bewegungen 
zu behalten. 

Dabei kann ein anders geführter Streik 
eine große Schule der Selbstermächti-

STRATEGIE 

Aufgebrachte Streikende von Bosch-Siemens Hausgeräte im Oktober 2006, die gegen Stellenabbau kämpften. Die IG Metall 

hatte den Streikabbruch beschlossen, doch der Vertreter der IGM-Bezirksleitung wurde ausgebuht, als er den „Kompromiss“ 

vorstellte, der nur eine Werksschließung auf Raten bedeutete. Alle wollten weiter streiken. Revolutionäre Gruppen, die das 

Streikzelt besuchten,  wurden mit viel Sympathie angehört, aber nur Revolutionär:innen aus dem Betrieb selbst hätten 

selbstbestimmt den Streik weiterführen können. 
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gung sein. Während Arbeiter:innen über 
ihre alltägliche Tätigkeit keine Kontrolle 
haben, am Arbeitsplatz den Chef:innen 
zu gehorchen haben und ihr Leben 
durch die Arbeit bestimmt wird, merken 
sie im kollektiven Streik, dass sie zusam-
men Kontrolle und Druck ausüben kön-
nen, dass sie selbst Einfluss haben. 
Streiks können bis hin zu einer Betriebs-
besetzung gehen, bei denen die Arbei-
ter:innen die Bosse aussperren und 
eventuell sogar die Produktion nach ih-
ren eigenen Vorstellungen wieder auf-
nehmen. Und genau das ist das Grund-
prinzip der sozialistischen Gesellschaft: 
die Arbeiter:innenkontrolle. Demokrati-
sche Entscheidungen darüber was und 
wie produziert wird. Etwas, das es heute 
nicht gibt, das aber implizit in jedem 
Streik auftaucht, weil die Arbeiter:innen 
dem Kapital seine Kontrolle streitig ma-
chen. 

Selbstbestimmt geführte Streiks können 
mehr durchsetzen als die Sozialpartner-
schaft der Apparate, allein schon des-
halb, weil die Streikenden zu echten Ak-
tivist:innen ihres Kampfes werden und 
damit wirklich ihre gesamte Kampfkraft 
nutzen können. Und solche Streiks sind, 

wie geschildert, auch eine Vorbereitung 
auf den Sturz des Kapitalismus, selbst 
wenn es zunächst nicht so aussieht. 
Doch dafür müssen die Streikenden als 
erstes ihren eigenen Kampf kontrollie-
ren. Und das geht nur, wenn diese Per-
spektive überhaupt vertreten wird, denn 
das schlägt kein Gewerkschaftsapparat 
vor und das entsteht auch nicht einfach 
spontan. Es ist die bewusste Interventi-
on von revolutionären Arbeiter:innen 
notwendig, die zum Beispiel ein von al-
len Streikenden gewähltes und ihnen 
verantwortliches Streikkomitee vor-
schlagen, statt einfach den gewerk-

schaftlichen Funktionär:innen die 
Streikleitung zu überlassen. 

Eine große Aufgabe für 
Revolutionär:innen 

Revolutionär:innen sollten sich für alle 
Streiks und Kämpfe der Arbeitenden 
interessieren, und wo sie es können, ihre 
Ideen und Perspektiven mit Streikenden 
diskutieren. Doch auch wenn ihnen das 
durchaus Sympathien von Streikenden 
einbringen kann, das innerbetriebliche 
und innergewerkschaftliche Kräftever-
hältnis gegenüber den Apparaten kann 
man so (außer unter ganz außergewöhn-
lichen Bedingungen!) nicht verändern. 
Es sind mehr als Diskussionen, Artikel 
oder Flugblätter notwendig, damit zum 
Beispiel der Vorschlag eines Streikkomi-
tees Gehör finden kann. Dafür sind 
Gruppen von Revolutionär:innen in den 
Betrieben nötig, die unter den Kol-
leg:innen bekannt sind und deren Per-
spektiven im Streikfall ein ganz anderes 
Gewicht haben. Denn mit der gewerk-
schaftlichen Routine und der Bürokratie 
zu brechen ist nicht leicht, und die Kol-
leg:innen müssen Grund haben, der Per-
son zu vertrauen, von der ein solcher 
Vorschlag kommt. 

Um solche Gruppen von revolutionären 
Arbeiter:innen in Betrieben aufzubauen, 
also eine langfristig angelegte Veranke-
rung revolutionärer Ideen in den Betrie-
ben zu schaffen, geben wir als RSO bei-
spielsweise regelmäßige Betriebsflug-
blätter bei der Deutschen Bahn und im 
Berliner Krankenhauskonzern Charité 
heraus. Natürlich erreichen wir mit die-
sen nur einen kleinen Teil der Arbei-
ter:innenklasse. Aber wenn es gelingt, 
dass betriebliche (oder überbetriebliche) 
Kämpfe von revolutionären Kollektiven 
im Betrieb geführt werden, so können sie 
eine große Ausstrahlungskraft entwi-

ckeln und viele andere Teile der Arbei-
ter:innenklasse mitreißen – gerade wenn 
sich die gesellschaftlichen Bedingungen 
verschärfen wie in den letzten Jahren 
und Monaten und mit härteren Banda-
gen gekämpft werden muss. 

Andere linke Kräfte setzen eher auf 
Stadtteilarbeit, wo man auch mit Arbei-
tenden in Austausch kommt und Kämp-
fe führen kann, zum Beispiel für besse-
ren Nahverkehr oder gegen überhöhte 
Mieten. Es geht nicht darum, die ver-
schiedenen Ansätze gegeneinander aus-
zuspielen, da sie sich ja gar nicht aus-
schließen. Eine größere revolutionäre 
Bewegung müsste sicherlich auf allen 
diesen Kampffeldern intervenieren. Aber 
wir haben versucht, in diesem Artikel 
aufzuzeigen, weshalb gerade die Waffe 
des Arbeitskampfs, des Streiks, eine ent-
scheidende Rolle dabei spielt, die Ver-
hältnisse zum Tanzen zu bringen (frei 
nach Marx). Und um die Streiks und Ar-
beitskämpfe, die wir dringend brauchen, 
selbstbestimmt zu führen reicht es 
nicht, wenn Revolutionär:innen Appelle 
an die Gewerkschaftsspitzen richten 
oder Solidaritätsbotschaften an Strei-
kende verfassen. Sondern wir brauchen 
revolutionäre Kerne in den Betrieben, im 
Herzen der kapitalistischen Bestie. 

Richard Lux, Berlin und 
Konstantin Blass, Düsseldorf  

Fußnoten 

1 Dafür finden sich regelmäßig Beispiele in der 
Aurora, wie etwa zur TVÖD-Runde 
(sozialismus.click/tarifkampf-im-oeffentlichen-
dienst-wie-eine-schlichtung-die-streikdynamik-
kaputt-macht/). 

2 Ein Beispiel hierfür: sozialismus.click/eindruecke
-eines-von-den-streikenden-selbst-kontrollierten-
streiks/  

STRATEGIE  

>> Genau das ist das Grundprinzip der sozialistischen 
Gesellschaft: die Arbeiter:innenkontrolle. 

Demokratische Entscheidungen darüber was und wie 
produziert wird. Etwas, das es heute nicht gibt, das 

aber implizit in jedem Streik auftaucht, weil die 
Arbeiter:innen dem Kapital seine Kontrolle streitig 

machen. << 

Fortsetzung: 

Arbeiter:innenkontrolle an der Spitze des 

Staates: Der Petrograder Sowjet 1917 
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GESCHICHTE  

1952 wurde von der in der DDR regieren-
den Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands (SED) der „planmäßige 
Aufbau des Sozialismus“ beschlossen. In 
Übereinstimmung mit den sowjetischen 
Besatzern ging es aber überhaupt nicht 
darum, die Macht den Arbeiter:innen zu 
übertragen. Dieser spät ausgerufene 
„Sozialismus“ war für die stalinistischen 
Besatzer eher die beste Lösung für den 
aufziehenden Kalten Krieg. 

Zum Kriegsende 1945 wurde der Arbei-
ter:innenklasse von den Stalinist:innen 
vorgeworfen, sie trage die Verantwortung 
für den Krieg. Wer diese Auffassung kriti-
sierte, litt unter Repression – wie etwa 
der Aktivist Oskar Hippe, der deswegen 
1948 verhaftet wurde. So wurde das revo-
lutionäre Potential der Debatte über der 
Ursprung des Faschismus erstickt. 

1953 war die Arbeiter:innenklasse selbst-
sicherer geworden. Im Mai wurde in der 
DDR eine Erhöhung der Arbeitsnormen 
um 10 % angekündigt. Dieser Versuch 
der Parteiführung, die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten auf dem Rücken der 
Arbeitenden zu lösen, war der Tropfen, 
der das Fass zum Überlaufen brachte. 
Am 15. Juni kam es an einer Baustelle der 
Stalinallee zur ersten Arbeitsniederle-

gung. Am 17. bereiteten sich schon in 
ganz Ostdeutschland eine Million Perso-
nen vor zu demonstrieren. Gegen 9 Uhr 
rissen Berliner Arbeiter:innen die Sekto-
renschilder zum amerikanischen Sektor 
heraus und trugen sie scherzhaft auf die 
Straße. 

Eine krasse Repression 

Der Aufstand hatte eine starke politische 
Dimension. Die Frage, wer in der russi-
schen Besatzungszone regieren sollte, 
und sogar die Teilung Deutschlands 
standen auf dem Spiel. Das war mehr als 
die stalinistischen Machthaber ertragen 
konnten und so zeigte die „Deutsche 
Demokratische Republik“ vier Jahre 
nach ihrer Gründung ihr wahres Gesicht. 

Die Repression, die in der Nacht zum 17. 
Juni im Hauptquartier des sowjetischen 
Oberkommandos vorbereitet wurde, kos-
tete etwa 60 Personen das Leben. Ver-
letzte Demonstrant:innen ließen sich 
lieber nicht im Krankenhaus behandeln 
– aus Furcht, festgenommen zu werden. 
Sieben Menschen wurden nach Todesur-
teilen von sowjetischen und DDR-
Gerichten hingerichtet, 15.000 wurden 
verhaftet. 

„Rest in Peace“? 

Die SED behauptete der Aufstand sei die 
Tat von Faschisten gewesen. Diese irr-
sinnige Auffassung wurde gerade von 
jener Partei vertreten, die aus einem Zu-
sammenschluss von SPD und KPD ent-
stand – also aus jenen Parteien, deren 

Führungen vor 1933 unfähig waren den 
Kampf gegen den Faschismus zu organi-
sieren. 

Siebzig Jahre später gibt es kaum noch 
Stalinist:innen, die diese Repression 
rechtfertigen. Aber noch immer gewisse 
„Marxisten-Leninisten“, die das ganze 
als „Fehler“ beim Aufbau des Sozialis-
mus abtun. Doch die Lumpen um Walter 
Ulbricht hatten mit Sozialismus nichts 
zu tun! Die bürgerlichen Parteien hinge-
gen stellen sich zwar schon immer auf 
die Seite der Demonstrant:innen und 
Streikenden – jedenfalls sobald der Auf-
stand niedergeschlagen war. Aber nicht 
aus Solidarität mit rebellierenden Arbei-
ter:innen, sondern um einen billigen 

Antikommunismus zu verbreiten – auch 
wenn der Aufstand sich gar nicht gegen 
den Kommunismus richtete. Die Arbei-
ter:innen hatten zwar gut verstanden, 
dass diese Regierung nichts mit ihren 
Interessen zu tun hatte. Auch ein paar 
rote Fahnen wurden zerrissen. Doch we-
der der Deutsche Aufstand 1953 noch der 
Ungarische Volksaufstand 1956 drückten 
einen Willen der breiten Bevölkerung 
aus, im Kapitalismus leben zu wollen. 
Die stalinistische Repression traf sie 
aber alle gleich. Bis heute erschwert sie 
die Aufgabe derjenigen, die sich vorge-
nommen haben, eine Alternative zum 
Kapitalismus zu verteidigen. 

Lorenz Wassier, Berlin 

Vor 70 Jahren 
Ein vereiteltes Comeback der Arbeiter:innenklasse in die Politik 
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A m 17. Juni 1953 brach in Berlin und in mehreren Städten der DDR ein Arbeiter:innenaufstand aus. 
Zum ersten Mal seit dem Ende der Weimarer Republik ging die deutsche Arbeiter:innenklasse 
wieder in die Offensive. War das ein Aufstand gegen den „Sozialismus“? 

>> Der Aufstand hatte eine starke politische 
Dimension. Die Frage, wer in der russischen 

Besatzungszone regieren sollte, und sogar die Teilung 
Deutschlands standen auf dem Spiel. << 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns  
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

 
 
 
 

Berlin | 16.07. | 16.00 Uhr  
Tempelhofer Feld 

Sommergrillen — lernt die 
RSO Berlin vor dem  

Sommercamp kennen. 
Schreibt uns auf Social  
Media für mehr Details! 


